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Ausgangslage

Die verbeiständete Person lebt nach einem Schlaganfall in einem Pflegeheim, ist urteilsfähig, kann aber nicht mehr sprechen. Sie ist verheiratet, lebte aber bis zu ihrem Schlaganfall mit einer langjährigen Freundin im gleichen Haus wie die Ehefrau und die gemeinsamen zwei, heute erwachsenen, Kinder.

Fragestellung

Welche Vermögensteile gehören zum Vermögen, das durch die Beiständin verwaltet werden muss und wie ist bei der Inventaraufnahme vorzugehen. Was ist vorzukehren, wenn die Angehörigen nicht kooperativ sind und hat die langjährige Freundin  der verbeiständeten Person Rechte.

Erwägungen

Die gesetzliche Grundlage für die Inventaraufnahme bildet Art. 398 ZGB. Der Gesetzestext enthält keine Definition des vormundschaftlichen Inventars (im Gegensatz zum öffentlichen Inventar im Erbrecht nach Art. 581 ZGB).. Nach Lehre und Rechtsprechung versteht man darunter „eine Bestandesaufnahme aller Vermögensbestandteile bei Uebernahme des vormundschaftlichen Amtes. Dabei ist entweder der tatsächliche oder aber ein Schätzungswert der zu inventarisierenden Gegenstände anzugeben“ (Ivo Stöckli-Bitterli, die Pflichten des Vormundes bei Uebernahme seines Amtes, Diss. Freiburg, Willisau 1986, S. 28).

Entgegen den beiden Einschränkungen im Wortlaut von Art. 398 Abs. 1 , wonach nur das zu verwaltende Vermögen zu inventarisieren ist, gilt als unbestritten, dass erstens das gesamte Vermögen Eingang finden soll in das Inventar und zweitens Vermögen in einem weiteren Sinne zu verstehen ist, d.h. es fallen sämtliche Aktiven und Passiven darunter (Stöckli-Bitterli, a.a.O. S. 31; Thomas Geiser e.a., Mustersammlung Erwachsenenvormundschaftsrecht, Basel 1996, S. 44; BSK-Guler, Art. 398 N 7). Danach fallen unter die Aktiven Bargeld, sämtliche Formen von Bankguthaben, Ansprüche aus unverteilten Erbschaften, Wertpapiere, Schmuck, Mobiliar und Liegenschaften. Zu den Passiven gehören alle Schulden und auch allfällige Bürgschaften.

Nicht zum Inventar i.e. Sinn gehören die regelmässigen Einkünfte und Verpflichtungen (BSK-Guler, a.a.O.; Geiser e.a. a.a.O. S. 45). Hingegen ist es üblich und zweckmässig, namentlich wenn es zur Aufgabe des Vormunds oder Beistands gehört, auch das Einkommen zu verwalten und für den laufenden Unterhalt der betreuten Person zu sorgen, diese Angaben in einem Anhang aufzuführen.

Das ZGB enthält keine Angaben über die Form des Inventars; einzelne Kantone haben entsprechende Bestimmungen im EG ZGB oder in separaten Vormundschaftsverordnungen erlassen und stellen Formulare zur Verfügung. 

Ist die betreute Person verheiratet, ist der Güterstand, unter dem die Ehegatten leben von Bedeutung. Gegebenenfalls ist die Verbeiständung oder Entmündigung eines Ehegatten Anlass die Gütertrennung zu verlangen (Art. 185 ZGB).Ein wichtiger Grund im Sinne von Art. 185 ZGB läge vor, wenn der nicht verbeiständete Ehegatte die Auskunft über Vermögen und Schulden am Gesamtgut verweigert (Ziff. 4). Ohne die Mitwirkung des Ehegatten ist eine vollständige Vermögensaufnahme kaum möglich.

Drittpersonen spielen bei der Inventarisierung des Vermögens höchstens als Gläubiger, Schuldner oder Miteigentümer an Vermögensgegenständen oder lediglich als Informanten eine Rolle, wenn nicht auf andere Weise (namentlich durch Urkunden) Klarheit über die Vermögensverhältnisse erzielt werden kann. In der Lehre ist unbestritten, dass Dritte eine Auskunfts- und Mitwirkungspflicht haben soweit sie zur vollständigen und wahrheitsgetreuen Inentaraufnahme beitragen können. (Stöckli-Bitterli, a.a.O. S. 40). 

Antworten auf die gestellten Fragen

· Es ist das gesamte Vermögen zu inventarisieren und im vorliegenden Fall wohl auch Einkünfte und Verpflichtungen.

· Die Angehörigen haben bei der Erstellung des Inventars mitzuwirken; für die Ehefrau ergibt sich dies aus der  ehelichen Beistandspflicht gemäss Art. 159 ZGB und für die Kinder aus der Beistandspflicht zwischen Eltern und Kindern gemäss Art. 272 ZGB.

· Die langjährige Freundin hat keine familienrechtlichen Rechte und Pflichten. Ihr Beizug ist möglicherweise erforderlich und zweckmässig zur Klärung von Sachverhalten und unklaren Vermögensverhältnissen, wobei bei der geschilderten Beziehungskonstellation nicht einvernehmlich zu klärende Sachverhalte wohl nur auf dem Weg aussergerichtlicher oder gerichtliche Beweisführung zu klären sind.

· Bei fehlender Kooperation der Ehefrau ist zu prüfen, ob Gütertrennung gestützt auf Art. 185 ZGB zu verlangen ist. Zuständig dafür ist das Gericht am Wohnsitz eines Ehegatten (Art. 186 ZGB).

· Da der Klient urteilsfähig ist, ist er zur Inventaraufnahme beizuziehen (Art. 398 Abs. 2 ZGB), sofern er trotz Aphasie in der Lage ist, sich auszudrücken.

· Wenn die Vermögensverhältnisse unklar und unübersichtlich sind, oder wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, dass Vermögensbestandteile verheimlicht werden, ist die Aufnahme eines öffentlichen Inventars im Sinne von Art. 398 Abs. 3 in Betracht zu ziehen. Vormund und Vormundschaftsbehörde hätten dies bei der Aufsichtsbehörde zu beantragen (BSK-Guler, Art. 398 N 9, Ch. Häfeli, Wegleitung für vormundschaftliche Organe, 3. Aufl. Wädenswil 1998, S. 201; Geiser e.a. a.a.O. S. 45 f.; Stöckli-Bitterli, a.a.O. S. 44 ff.).
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